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Überblick 

 

Russland als größter Flächenstaat der 

Erde und europäischer Nachbar mit sei-

nen 145 Millionen Einwohnern ist ein 

wichtiger Markt.  

 

Viele europäische, insbesondere auch 

deutsche Unternehmen, produzieren in-

zwischen erfolgreich in Russland. Der 

Großteil der ausländischen Unternehmen 

organisiert den Vertrieb über eigene 

Tochtergesellschaften, oder aber auch 

über russische Vertriebspartner.   

 

Außerhalb der üblichen „M&A - Statistik“ 

übernehmen deutsche Mittelständler nicht 

selten ihre langjährigen Vertriebspartner, 

oder erwerben Grundstücksgesellschaften 

zum Produktionsaufbau, ganz zu schwei-

gen von der Beteiligung an Partnerunter-

nehmen für die Gründung der Joint Ven-

tures. 

 

Insgesamt hat sich der Rechtsrahmen für 

Unternehmenskäufe in Russland deutlich 

verbessert, insbesondere durch das neue 

GmbH-Recht, das am 1. Juli 2009 in Kraft 

getreten ist und die Gerichtspraxis der 

letzten Jahre.  

 

Unternehmenskauf heißt in Russland 

meist „Share Deals" – also Erwerb von 

Anteilen bzw. Aktien. „Asset Deals“ – Er-

werb von Vermögensgegenständen als 

Sachgesamtheit - werden kaum prakti-

ziert, insbesondere wegen der komplizier-

ten rechtlichen Rahmenbedingungen.  

 

Häufig werden aber „core assets" veräu-

ßert, vor allem dann, wenn zwar der Er-

werb einer Zielgesellschaft gewollt ist, 

aber zu viele Risiken birgt – wie dies bei 

russischen Gesellschaften recht häufig 

der Fall sein kann. 

 

Oft werden russische Unternehmen nicht 

direkt, sondern durch den Erwerb auslän-

discher Holding-Gesellschaften erworben. 

Grund ist, dass viele russische Unter-

nehmen von ausländischen Holding-

Gesellschaften gesteuert werden, deren 

Endbenefiziar eine oder mehrere russi-

sche natürliche Personen sind. Die Grün-

de hierfür sind vielfältig, teilweise geht es 

darum, gewisse Vorgänge vor den russi-

schen Behörden geheim zu halten oder 

aber die Steuerbelastung zu optimieren 

sowie um „Asset Protection“. In vielen 

Fällen haben die Zielgesellschaften nicht 

die für eine Veräußerung gewünschte 

Struktur. Dies macht Umstrukturie-

rungsmaßnahmen vor dem Erwerb erfor-

derlich, die meist zeit- und kostenintensiv 

sind, was sich im Ergebnis erhöhend auf 

den Kaufpreis und die Dauer des Er-

werbsvorgangs auswirken kann. 

 

 

Wichtige Vorfragen 

Bevor über konkrete Schritte oder gar 

Vereinbarungen gesprochen wird, sollte 

zunächst möglichst große Klarheit über 

die beteiligten Unternehmen und Perso-

nen bestehen und die Transaktionsstruk-

tur klar und nachvollziehbar sein. Russi-

sche Unternehmen sind häufig „viel-

schichtiger“ strukturiert als europäische 

Unternehmen – teils sind die Eigentums-

verhältnisse nicht klar bzw. werden be-

wusst verschleiert.  
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Wertfrei bedeutet dies für die Sachver-

haltserfassung und rechtliche Strukturie-

rung meist Schwierigkeiten, die sich ne-

gativ auf den gesamten Verhandlungs-

prozess bzw. die Due Diligence Prüfung 

auswirken können, gerade auch, wenn 

wenig Zeit zur Verfügung steht. Daher ist 

es wichtig, im Anfangsstadium der russi-

schen Seite Transparenz abzuverlangen 

mit dem entsprechenden kulturellen Ver-

ständnis. Gerade bei kleineren Transakti-

onen im Bereich von bis EUR 10 Mio. be-

stehen hier regelmäßig Schwierigkeiten. 

Wichtig ist auch, einen guten „Riecher“ 

für deal breaker zu haben – diese können 

in Russland häufiger eine Rolle spielen als 

andernorts.   

 

 

Letter of Intent oder Vorvertrag 

Anfangsverhandlungen über einen Unter-

nehmenskauf münden meist im Abschluss 

eines „Letter of Intent" (LOI) oder „Me-

morandum of Understanding" – beides 

üblicherweise reine Absichtserklärungen.  

 

Schon hier stellt sich die Frage des auf 

den LOI bzw. die Transaktion anzuwen-

denden Rechts, denn dieses entscheidet 

über die Verbindlichkeit und die mögli-

chen Rechtsfolgen. Nach russischem 

Recht sind Absichtserklärungen wie in 

den meisten Rechtsordnungen allgemein 

nicht verbindlich. Dies hängt aber immer 

von der Formulierung der jeweiligen 

Klausel ab und wie diese ausgelegt wer-

den.  

 

Am 1. September 2015 ist in Russland 

die gesetzliche Regelung über die vorver-

tragliche Haftung (culpa in contrahendo) 

in Kraft getreten, die es jetzt ermöglicht, 

unlautere Verhandlungspartner auf Scha-

denersatz zu verklagen.    

 

Daher sollte vor Unterzeichnung stets 

eine Prüfung auch nach russischem Recht 

erfolgen, so dass im Zweifel der unver-

bindliche Charakter sichergestellt wird.  

 

Darüber hinaus empfiehlt sich eine derar-

tige Prüfung auch deshalb, um für den 

Käufer unübliche bzw. nachteilige Best-

immungen zu identifizieren und ggf. ab-

zuändern. Zwar ist ein LOI regelmäßig 

unverbindlich, beim Fortgang der Trans-

aktion werden sich die Parteien allerdings 

meist auf die Vereinbarungen im LOI be-

rufen. Daher sollte der LOI von Anfang an 

die wesentlichen Eckpunkte der Transak-

tion beinhalten und jedenfalls mit dem 

einschlägigen Recht vereinbar bzw. um-

setzbar sein.  

 

Als Alternative kann ein Vorvertrag abge-

schlossen werden, er ist nach russischem 

Recht stets verbindlich.  

 

Der Abschluss eines Vorvertrages kann 

z.B. dann sinnvoll sein, wenn die Parteien 

sich bereits in einem frühen Stadium über 

die wichtigsten Bedingungen der geplan-

ten Transaktion geeinigt haben und dies 

verbindlich regeln wollen, der Kaufvertrag 

aus bestimmten Gründen noch nicht un-

terzeichnet werden kann oder soll. 

Hauptgegenstand eines Vorvertrags ist 

die Verpflichtung, zukünftig einen Haupt-

vertrag zu den Bedingungen abzuschlie-

ßen, die der Vorvertrag vorsieht. Der 
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Vorvertrag hat gem. Art. 429 des russi-

schen Zivilgesetzbuches („ZGB“) alle we-

sentlichen Bedingungen des Hauptvertra-

ges zu enthalten. Der Vorvertrag kann 

auch sonstige Bedingungen (Kaufpreis, 

Zahlungsverfahren, zusätzliche Pflichten 

und Haftung der Parteien) sowie z.B. auf-

schiebende Bedingungen beinhalten (Er-

halt erforderlicher Genehmigungen und 

Lizenzen, Durchführung einer Due Dili-

gence usw.). Im Vorvertrag ist auch eine 

Frist zu bestimmen, innerhalb derer der 

Hauptvertrag abzuschließen ist. Ohne ei-

ne solche Fristbestimmung gilt eine ein-

jährige gesetzliche Frist. 

 

Vorverträge über die Veräußerung von 

Aktien einer russischen Aktiengesellschaft 

sind grundsätzlich formfrei. Seit dem 

1. Juli 2009 ist für die Übertragung von 

GmbH-Anteilen eine notarielle Beurkun-

dung erforderlich. Daher sind auch Vor-

verträge notariell zu beurkunden, andern-

falls sind sie nichtig. Die Beurkundung 

des Vorvertrages kann vor einem auslän-

dischen Notar erfolgen, der Hauptvertrag 

muss jedoch unbedingt vor einem russi-

schen Notar unterzeichnet werden – hier 

ist auch das Gesetz über das „Notariat“ 

einschlägig. Da bereits in einem recht 

frühen Stadium meist die Notwendigkeit 

entsteht, dem Käufer bzw. seinen Bera-

tern vertrauliche Informationen zu über-

mitteln, ist entweder im Vorvertrag oder 

LOI eine entsprechende Geheimhaltungs-

klausel aufzunehmen oder eine separate 

Geheimhaltungsvereinbarung zu unter-

zeichnen. Dies ist inzwischen auch in 

Russland üblich. 

 

 

Rechtliche und steuerliche Due Dili-
gence der Zielgesellschaft 

Um den allgemeinen Sorgfaltspflichten zu 

genügen, sollte eine russische Zielgesell-

schaft stets einer Due Diligence Prüfung 

unterzogen werden. Eine Due Diligence 

hat in erster Linie eine Risikoermittlungs-

funktion. Inzwischen sind Due Diligence 

Prüfungen auch in Russland bekannt und 

üblich, es gibt allerdings immer noch Fäl-

le, wo die Verkäuferseite sich nicht oder 

nur widerwillig und teilweise in die Bücher 

schauen lassen möchte. 

 

Neben einer rechtlichen Due Diligence 

sollte auch stets eine steuerliche Due Di-

ligence durchgeführt werden. Häufig er-

geben sich bei steuerlichen Due Diligence 

Prüfungen erhebliche Risiken für den 

Käufer (Steuerverbindlichkeiten, steuerli-

che Risiken für den Erwerber). Aufgrund 

der häufig vorkommenden Prüfungen 

durch die Steuerbehörden besteht daher 

meist auch eine nicht geringe Wahr-

scheinlichkeit, dass Verstöße aufdeckt 

werden. Neben Bußgeldern und Verzugs-

zinsen kann es dabei auch zu einer straf-

rechtlichen Haftung des Managements 

kommen, auch wenn die Schwellenwerte 

(also nicht gezahlte Steuern etc.) erheb-

lich erhöht wurden. 

 

Im Unterschied zu Due Diligence Prüfun-

gen im „westlichen Ausland“ spielen bei 

der Vorbereitung und Durchführung in 

Russland auch viele „Softfacts“ eine Rolle. 

Es kommt in der Praxis mehr als andern-

orts darauf an, gute Kommunikationsli-

nien mit der Verkäuferseite aufzubauen, 

insbesondere mit dem wichtigsten Perso-

nal der Zielgesellschaft (Management, 
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Hauptbuchhalter etc.) – also Vertrauen zu 

schaffen. Nur so ist es teilweise möglich, 

an gewisse Informationen zu gelangen, 

die für die Risikoanalyse wichtig sind. 

Dies gilt gerade auch im Steuerbereich. 

Häufig ist die russische Buchhaltung for-

mell ordentlich aufgestellt, aber materiell 

liegen Sachverhaltsmomente vor, die zu 

einer völlig anderen Risikoeinschätzung 

führen können. Anwälte und Berater, die 

ihre Checklisten trocken abarbeiten ohne 

zu hinterfragen, stellen insoweit ein rele-

vantes Risiko für den Erwerber dar. Dar-

über hinaus spielen häufig kulturelle Un-

terschiede eine erhebliche Rolle. Aus die-

sem Grund kann es auch ratsam sein, 

eine „Cultural Due Diligence“ durchzufüh-

ren. 

 

Zur Vorbereitung von Due Diligence Prü-

fungen werden normalerweise internatio-

nal übliche Checklisten genutzt, die aller-

dings selbstverständlich an die russischen 

Gegebenheiten angepasst werden müs-

sen.  

 

 

Aktien- bzw. Anteilskaufverträge - 

Besonderheiten 

Nach Abschluss der Due Diligence Prü-

fung bzw. parallel dazu wird in der Regel 

bereits ein Aktien- bzw. Anteilskaufver-

trag vorbereitet, der insbesondere auch 

die Ergebnisse der Due Diligence zu be-

rücksichtigen hat. 

 

Bei Aktien- bzw. Anteilskaufverträgen 

können die Parteien nach russischem in-

ternationalem Privatrecht das anzuwen-

dende Recht frei wählen. Es hat also nicht 

zwingend russisches Recht Anwendung zu 

finden. Voraussetzung ist aber ein ausrei-

chender Auslandsbezug. Treffen die Par-

teien keine Rechtswahl, ist das Recht des 

Staates anzuwenden, mit dem das 

Rechtsverhältnis die engste Verbindung 

aufweist. Für Kaufverträge gilt als solches 

das Recht des Landes, in dem der Ver-

käufer seinen Sitz hat. 

 

Wird die Anwendung ausländischen 

Rechts vereinbart, gelten dennoch die 

zwingenden Regeln des russischen 

Rechts. Dies gilt vor allem hinsichtlich der 

Übertragung der Anteile oder Aktien nach 

russischem GmbH- und Wertpapierrecht, 

aber auch z.B. für das Devisenrecht. 

 

Aus praktischer Sicht ist empfehlenswert, 

bereits im LOI festzulegen, welches Recht 

auf die jeweiligen Verträge Anwendung 

finden soll und ebenfalls eine Schiedsab-

rede zu treffen. 

 

Allerdings erfolgt die Beurkundung in der 

Praxis ausschließlich durch russische No-

tare. Daher wird üblicherweise russisches 

Recht vereinbart, da die Notare eine Be-

urkundung in der Regel nur vornehmen, 

wenn die Verträge russischem Recht un-

terliegen. Hierzu weiter unten. 

 

Der gesetzliche Mindestinhalt eines An-

teils- bzw. Aktienkaufvertrages umfasst 

nur dessen Gegenstand und Verkaufs-

preis. Fehlt dieser, gilt der Vertrag als 

nicht zustande gekommen. Es ist aller-

dings empfehlenswert, sich nicht nur mit 

diesen Vertragsbedingungen zu begnü-

gen, sondern ausführlich die Rechte und 

Pflichten der Parteien, eine Zahlungsabsi-

cherung, Gewährleistungen usw. zu re-

geln, wie dies international üblich ist. In 
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der Regel werden bei Beteiligung einer 

ausländischen Partei zweisprachige An-

teilskaufverträge verwendet. Dies wird 

auch von den russischen Notaren akzep-

tiert, wobei dies jedoch häufig nur gilt, 

wenn der russischen Sprachfassung der 

Vorrang eingeräumt wird. Insoweit ist 

hier eine „wasserdichte“ Übersetzung 

wichtig, die nicht vom Übersetzer, son-

dern vom Anwalt abgesegnet wurde. 

 

Mitte 2015 wurden im russischen ZGB 

unwiderrufliche Optionsrechte gesetzlich 

geregelt. Insbesondere im Rahmen von 

Unternehmenskäufen bringt dies ein Mehr 

an Sicherheit für Käufer, die sich weitere 

Anteile an einem Unternehmen durch Op-

tionsmöglichkeiten sichern möchten.  

 

Bisher waren Call- und Put-Options nicht 

geregelt. Nun ist auch ausdrücklich gere-

gelt, dass die Option Bedingungen enthal-

ten kann, deren Eintritt von den Ver-

tragsparteien abhängt. Dies war vorher 

unzulässig. Die Option soll außerdem den 

Vertragsgegenstand des abzuschließen-

den Vertrages erkennen lassen und die 

wesentlichen Bedingungen enthalten. Die 

Option kann auch in einem anderen Ver-

trag als Regelung enthalten sein – bei 

einem Unternehmenskauf also z.B. im 

Anteilskaufvertrag oder im Gesellschaf-

tervertrag. Der Optionsvertrag zu den 

Anteilen an der GmbH unterliegt notariel-

ler Beurkundung. 

 

 

Closing vor dem russischen Notar 

Anteilskaufverträge sind schriftlich abzu-

schließen. Seit 1. Juli 2009 sind Kaufver-

träge über russische GmbH-Anteile zwin-

gend notariell zu beurkunden. Die Anga-

ben über die Gesellschafter einer russi-

schen GmbH sind seit dem 1. Juli 2009 

im russischen Handelsregister, dem „Ein-

heitlichen Staatlichen Register Juristi-

scher Personen“, abgekürzt „EGRJUL", 

anzumelden. Die Eintragung ist für die 

Außenwirkung konstitutiv. Aktien- bzw. 

Anteilskaufverträge unterliegen nicht der 

staatlichen Registrierung (wie z.B. Immo-

bilienkaufverträge).  

 

Die Beurkundung von Anteilskaufverträ-

gen hat vor einem russischen Notar zu 

erfolgen. Sofern kein Notar zur Verfügung 

steht, der sich bereit erklärt, außerhalb 

der Kanzlei zu beurkunden, hat der Ter-

min in den Räumlichkeiten des Notars 

stattzufinden. Zur Vorbereitung des 

Notartermins sind bestimmte Unterlagen 

zum Käufer, zum Verkäufer und zur Ziel-

gesellschaft vorzubereiten und auch ak-

tuelle Handelsregisterauszüge vorzule-

gen. Ausländische Unterlagen bedürfen 

stets einer Apostille. Darüber hinaus 

empfiehlt es sich, den abzuschließenden 

Anteilskaufvertrag im Detail mit dem 

Notar abzustimmen. Nur so kann sicher-

gestellt werden, dass eine Beurkundung 

ohne Probleme erfolgt. Die Anmeldung 

der Anteilsübertragung erfolgt durch den 

Notar selbst. Es gelten hier gesetzliche 

Fristen für die Anmeldung.  

 

Die Parteien des Anteilskaufvertrages – 

natürliche Personen und Unternehmen - 

können durch Bevollmächtigte beim Ge-

schäftsabschluss vertreten werden. Auch 

eine Unterzeichnung des Anteilskaufver-

trages durch einen bevollmächtigten An-

walt ist möglich, um Geschäftsführern 
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des Käufers eine Reise nach Russland zu 

ersparen. Dies sollte im Einzelfall mit dem 

die Transaktion beurkundenden Notar im 

Vorfeld abgestimmt werden. 

 

 

Schiedsklauseln 

Das russische Gerichtssystem kennt zwei 

staatliche Gerichtszweige: die allgemeine 

Gerichtsbarkeit und die Wirtschaftsarbit-

ragegerichtsbarkeit. Es gibt jetzt auch 

einen gemeinsamen obersten Gerichts-

hof. Die Wirtschaftsarbitragegerichte sind 

zuständig für Handelssachen sowie für 

andere wirtschaftliche Streitigkeiten zwi-

schen Unternehmen. Wichtig ist, dass es 

sich bei den „Arbitragegerichten“ nicht 

um Schiedsgerichte handelt, sondern um 

ordentliche staatliche Gerichte. Dies wird 

häufig verwechselt. Sofern keine 

Schiedsklausel vereinbart wurde, sind 

russische Unternehmen bzw. Anteilsver-

käufer vor den Arbitragegerichten zu ver-

klagen. Das russische Justizsystem ist 

zwar in den vergangenen Jahren deutlich 

besser geworden, es gibt aber immer 

noch einige partielle Defizite, wie z.B. die 

Prozesskostenerstattung etc.). Daher ist 

es oft ratsam, in Anteilskaufverträgen 

entsprechende Schiedsklauseln vorzuse-

hen.  

 

Dies setzt allerdings voraus, dass sich die 

Parteien explizit und schriftlich über ein 

Arbitragegericht einigen. Das Schiedsge-

richtswesen, insbesondere für Streitigkei-

ten zwischen russischen und ausländi-

schen Unternehmen vor internationalen 

Schiedsgerichten, geht bis in die Sowjet-

zeit zurück. Grund war und ist, dass mit 

einer Vielzahl von Staaten - darunter 

auch mit Deutschland - kein Überein-

kommen über die beiderseitige Anerken-

nung und Vollstreckung von Gerichtsent-

scheidungen besteht. D.h. in der Praxis, 

dass Urteile ordentlicher deutscher Ge-

richte in Russland und Urteile ordentlicher 

russischer Gerichte in Deutschland nicht 

vollstreckbar sind. Es sollte daher mit ei-

nem russischen Vertragspartner in kei-

nem Fall ein deutscher Gerichtsstand ver-

einbart werden, es sei denn, der russi-

sche Vertragspartner verfügt über Ver-

mögen in Deutschland, in das vollstreckt 

werden könnte. 

 

Im Bereich der internationalen Handels-

schiedsgerichtsbarkeit, die bereits im 

Jahre 1958 durch das Übereinkommen 

der Vereinten Nationen „Über die Aner-

kennung und Vollstreckung ausländischer 

Schiedssprüche“ geschaffen wurde, ist 

aber eine Vollstreckung internationaler 

Schiedssprüche möglich. Derzeit gilt die-

ses Abkommen für über 120 Staaten, da-

runter auch die Mitgliedsstaaten der EU 

und der GUS. In vielen Fällen ist daher 

empfehlenswert, Schiedsklauseln in Ver-

träge mit russischen Partnern aufzuneh-

men. 

 

Als Schiedsgerichte bieten sich die inter-

national bekannten Institutionen an (z.B. 

ICC – Internationaler Schiedsgerichtshof 

bei der Internationalen Handelskammer 

in Paris, DIS – Deutsche Institution für 

Schiedsgerichtsbarkeit, SCC – Schiedsge-

richtsinstitution bei der Stockholmer 

Handelskammer), aber z.B. auch das In-

ternationale Schiedsgericht bei der In-

dustrie- und Handelskammer der Russi-

schen Föderation in Moskau (MKAS) – ein 
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Schiedsgericht, das internationalen Stan-

dards genügt.  

 

Das MKAS empfiehlt z.B. folgende 

Schiedsklausel: 

 

„Alle Streitigkeiten, Meinungsverschie-

denheiten oder Forderungen, die aus dem 

vorliegenden Vertrag oder im Zusam-

menhang damit entstehen, darunter be-

treffend seine Erfüllung, Verletzung, Ein-

stellung oder Ungültigkeit, unterliegen 

der Entscheidung durch das Internationa-

le Handelsschiedsgericht bei der Indust-

rie- und Handelskammer der Russischen 

Föderation in Übereinstimmung mit seiner 

Verfahrensordnung“. 

 

 

Erwerb einer Beteiligung durch Kapi-
talerhöhung 

Häufig beteiligen sich ausländische Un-

ternehmen nicht, indem Anteile erworben 

werden, sondern im Wege einer Kapital-

erhöhung. Dies ist oft gewollt, um nötiges 

Kapital in die Zielgesellschaft zu schie-

ßen. Russische Gesellschaften haben 

nicht selten eine schlechte Kapitalausstat-

tung - und Finanzierungen bei russischen 

Banken sind teuer.  

 

Für eine Aufnahme als Gesellschafter hat 

der Erwerber einen schriftlichen Antrag 

an die Zielgesellschaft zu stellen. Es ist 

eine Gesellschafterversammlung einzube-

rufen, die einstimmig über die Aufnahme 

des neuen Gesellschafters im Wege der 

Kapitalerhöhung zu beschließen hat.  

 

Diese Beschlussfassung der Gesellschaf-

terversammlung ist nach den letzten Ge-

setzesänderungen notariell zu beurkun-

den. Es sollte aber stets geprüft werden, 

ob durch die Satzung ein Verbot zur Auf-

nahme Dritter als Gesellschafter vorgese-

hen ist. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob 

die allgemeinen Voraussetzungen für die 

Durchführung einer Kapitalerhöhung ge-

geben sind (eine solche ist bei negativem 

Eigenkapital z.B. nicht möglich).  

 

Auch der Erwerb einer Beteiligung durch 

Kapitalerhöhung kann einer Genehmi-

gung durch die russischen Kartellbehör-

den unterliegen. Dies ist vorab zu prüfen. 

Darüber hinaus empfiehlt sich, gleichzei-

tig mit der Kapitalerhöhung zwischen 

dem neuen Gesellschafter und den Altge-

sellschaftern ein Shareholders Agreement 

abzuschließen, das weitere Rechte und 

Pflichten der Gesellschafter untereinander 

regelt. Die Möglichkeit, Gesellschafterver-

einbarungen abzuschließen, ist seit der 

GmbH-Reform von 2009 ausdrücklich er-

laubt. Im Jahr 2014 wurden die wesentli-

chen Bestimmungen solcher Vereinba-

rungen gesetzlich geregelt. 

 

 

Verkäufergarantien  

Normalerweise sichern sich Käufer von 

Unternehmen durch Zusicherungen und 

Garantien im Kaufvertrag gegen „Mängel“ 

des zu erwerbenden Unternehmens ab 

(„representations and warranties“). Ent-

sprechende Regelungen finden sich auch 

zunehmend in Anteilskaufverträgen, die 

m russischen Recht unterliegen. Proble-

matisch ist, dass die bisherigen gesetzli-

chen Regelungen keine wirklich ausrei-

chende Grundlage darstellen für vertrag-
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liche Zusicherungen und Garantien beim 

Unternehmenskauf.  

 

Umstritten ist insbesondere, ob die Vor-

schriften über Warenmängel beim Kauf-

vertrag auf Anteils- oder Aktienkaufver-

träge angewendet werden können. Nach 

verbreiteter Meinung finden sie keine 

Anwendung. Auch die Gerichtspraxis ist 

unterschiedlich: Einige Gerichte halten 

eine analoge Anwendung der kaufrechtli-

chen Gewährleistungsansprüche für an-

wendbar (z.B. auf Minderung des Kauf-

preises nach Art. 475 ZGB), andere Ge-

richte lehnen die Anwendung der Ge-

währleistungsvorschriften auf Anteils-

kaufverträge ab. Die höchstrichterliche 

Rechtsprechung lehnt die Anwendung des 

Art. 475 ZGB auf Anteilskaufverträge ab 

(Beschluss des Obersten Arbitragege-

richts Russlands vom 30.10.2013 Nr. 

ВАС-14602/13). 

 

Mit Art. 178 ZGB wurde eine Regelung 

geschaffen, wonach die Partei, die eine 

andere beim Vertragsabschluss in die Irre 

geführt hat, einschließlich durch Zusiche-

rung von Tatsachen, die von wesentlicher 

Bedeutung für den Abschluss des Rechts-

geschäftes sind, verpflichtet ist, der an-

deren Partei den durch diese falsche Zu-

sicherung entstandenen Schaden zu er-

setzen. Im Gesetz wurden zudem die 

Merkmale eines wesentlichen Irrtums de-

finiert, einschließlich des Irrtums in Bezug 

auf die Vertragspartei oder auf andere 

mit dem Geschäft verbundene Person. 

 

Für die Praxis ist wichtig, ein besonderes 

Augenmerk auf die Gestaltung von Ga-

rantien und Zusicherungen in Anteils-

kaufverträgen zu richten und diese stets 

individuell auf den konkreten Fall anzu-

passen. Andernfalls besteht das Risiko, 

dass diese ins Leere laufen bzw. von rus-

sischen Gerichten nicht anerkannt wer-

den. Ungeachtet dessen sollte immer 

auch die „Qualität“ des Verkäufers im Au-

ge behalten werden. Nach wie vor sind 

viele russische Unternehmen nicht son-

derlich solvent, voran natürlich „Briefkas-

tenfirmen“. 

 

Als alternative Sicherungsmöglichkeit für 

die Interessen des ausländischen Inves-

tors wäre die Anwendung von Call- und 

Put-Optionen zusammen mit den ent-

sprechenden Bedingungen in dem Share-

holders Agreement. Als Beispiel – die Put-

Option der gemäß beim Nichterreichen 

von bestimmten Finanzergebnissen durch 

die Zielgesellschaft der Vertragspartner 

nach der Gesellschaftervereinbarung ver-

pflichtet wird, die Anteile beim ausländi-

schen Investor zum bestimmten Preis 

abzukaufen. Die aktuelle Rechtsprechung 

stimmt der Anwendungsmöglichkeit von 

solchen Sicherungsstrukturen zu. 

 

 

Kartellrechtliche Zustimmungserfor-
dernisse sowie Benachrichtigungs-

pflichten 

In der jüngeren Vergangenheit wurde das 

Gesetz „Über den Schutz des Wettbe-

werbs“ („rusWbSG") mehrfach umfas-

send reformiert, insbesondere wurden 

auch die Bußgelder für kartell- und wett-

bewerbsrechtliche Verstöße verschärft. 

 

Der Föderale Antimonopoldienst („FAS“) 

orientiert sich in der Praxis immer öfter 

auch an EU-Regelungen im Bereich des 
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Wettbewerbs- und Kartellrechts, um die 

die Märkte in Russland transparenter zu 

gestalten. 

 

Das rusWbSG findet in bestimmten Fällen 

auch bei Sachverhalten mit Auslandsbe-

zug Anwendung, insbesondere, wenn Ak-

tien oder Anteile an russischen Kapitalge-

sellschaften im Ausland übertragen wer-

den und dies zu einer Beschränkung des 

Wettbewerbs in Russland führt bzw. füh-

ren kann. 

 

Zuständig für die Prüfung, ob eine im 

Ausland geschlossene Vereinbarung zu 

Wettbewerbsbeschränkungen führt oder 

führen kann, ist das FAS. Ob Transaktio-

nen genehmigungspflichtig sind, hängt in 

erster Linie davon ab, ob die gesetzlichen 

Schwellenwerte überschritten werden. 

 

Transaktionen sind allgemein vor ihrer 

Durchführung beim FAS anzumelden 

(Genehmigungsverfahren), wenn der Ge-

samtwert der Aktiva der Beteiligten (Per-

sonengruppe) einen Schwellenwert von 

RUB 7.000.000.000,- (ca. EUR 86 Mio.) 

oder der Gesamtumsatz der Beteiligten 

bzw. der Personengruppe RUB 

10.000.000.000,- (ca. EUR 122 Mio.) 

übersteigt und dabei der Gesamtwert der 

Aktiva der Zielgesellschaft (Zielpersonen-

gruppe) RUB 400.000.000,-- (ca. EUR 

4,88 Mio.) übersteigt oder einer der Be-

teiligten im „35%-Register“ steht. Dar-

über hinaus gelten Sonderregelungen. 

 

Nach Abschluss des Geschäfts durch die 

oben genannten Parteien ist das FAS in-

nerhalb von 45 Tagen nach Closing zu 

benachrichtigen.  

 

Für Transaktionen innerhalb einer Perso-

nengruppe gelten teilweise erleichterte 

Sondervorschriften. Zu einer Personen-

gruppe gehören sowohl juristische als 

auch natürliche Personen, die einzeln o-

der gemeinsam rechtlich (z.B. durch 

Kauf-, Treuhand-, Kooperationsvereinba-

rungen oder andere Vereinbarungen) 

über mehr als 50 % der Stimmrechte 

verfügen. Gleiches gilt u.a. auch, wenn 

eine andere Möglichkeit besteht, die Ge-

schäftspolitik oder die Bestellung von 

mehr als 50 % der Leitungsorgane zu 

bestimmen. 

 

Das FAS kann Transaktionen untersagen 

oder mit Auflagen zulassen, wenn durch 

die Transaktion eine marktbeherrschende 

Stellung begründet oder verstärkt würde, 

die einen wirksamen Wettbewerb besei-

tigt. 

 

Werden Anteile unter Verletzung der Ge-

nehmigungspflicht erworben, kann das 

FAS das entsprechende Rechtsgeschäft 

anfechten, sofern dieses eine Wettbe-

werbseinschränkung bewirkt hat oder 

bewirken kann. Daneben können erhebli-

che Bußgelder verhängt werden. 

 

 

Strategische Branchen / Genehmi-

gungspflichten 

Das Gesetz „Über ausländische Investiti-

onen" Nr. 160-FZ vom 9. Juli 1999 sah 

bereits seit 1999 die Möglichkeit der Be-

schränkung ausländischer Investitionen in 

bestimmten Bereichen vor, die einen 

strategischen Einfluss auf die nationale 

Sicherheit haben. 
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Seit 2008 gilt auf dem Gebiet das Gesetz 

„Über das Verfahren der Durchführung 

von Auslandsinvestitionen in Unterneh-

men, die eine strategische Bedeutung für 

die Gewährleistung der Landesverteidi-

gung und für die Staatssicherheit haben" 

(Nr. 57-FZ vom 29. April 2008).  

 

Das Gesetz regelt den Erwerb von Aktien 

bzw. Anteilen an russischen Unternehmen 

durch ausländische Investoren, deren 

Tätigkeit als strategisch wichtig für die 

Sicherheit Russlands eingestuft wird so-

wie sonstige Rechtsgeschäfte unter Betei-

ligung ausländischer Investoren, die das 

Ziel haben, die Kontrolle über strategisch 

wichtige Unternehmen zu erlangen. Die 

Auflistung von strategischen Bereichen 

erstreckt sich derzeit auf 46 Wirtschafts-

branchen. 

 

Auslandsinvestitionen in diese strategi-

schen Bereiche, bei denen ein Auslands-

investor u.a. mehr als 50 % der Stimm-

rechte einer russischen strategischen Ge-

sellschaft oder 25 % und mehr der 

Stimmrechte einer strategischen Gesell-

schaft, die föderale Rohstoffvorkommen 

ausbeutet, erwirbt, bedürfen der vorheri-

gen Genehmigung durch die russische 

Regierung. Werden solche Geschäfte oh-

ne Zustimmung abgewickelt, sind sie 

nichtig bzw. die Stimmrechte eines Aus-

landsinvestors können gerichtlich entzo-

gen werden. 

 

Die Einschränkungen finden auch Anwen-

dung auf den direkten oder indirekten 

Erwerb von über 25 % der Aktien bzw. 

Anteile beliebiger russischer Gesellschaf-

ten durch Fremdstaaten, internationale 

Organisationen oder Organisationen unter 

ihrer Kontrolle. Weitere Beschränkungen 

werden in Spezialgesetzen geregelt. So 

sind z.B. ausländische Beteiligungen an 

Medienunternehmen auf 20% der Anteile 

beschränkt.  

 

Vorkaufsrechte und weitere Veräuße-
rungsbeschränkungen 

Bei einer GmbH und einer geschlossenen 

AG sind die Vorkaufsrechte anderer Ge-

sellschafter/Aktionäre bzw. der Gesell-

schaft selbst zu beachten und ggf. die 

jeweiligen Verzichtserklärungen über den 

Verzicht auf die Vorkaufsrechte einzuho-

len. Wird das Vorkaufsrechtsverfahren 

nicht eingehalten, kann die Person, deren 

Vorkaufsrechte verletzt wurden, gericht-

lich die Übertragung der Anteile bzw. Ak-

tien an sich verlangen. In Satzungen der 

GmbHs kann die Veräußerung von Antei-

len an Dritte vollständig ausgeschlossen 

bzw. von der Zustimmung der anderen 

Gesellschafter abhängig gemacht werden.  

 

Nach den am 1. Januar 2016 in Kraft ge-

tretenen Regelungen müssen mehrere 

Unterlagen in Bezug auf die Anteilsveräu-

ßerung und Nutzung des Vorkaufsrechts 

notariell beurkundet werden, darunter 

auch Angebote zum Anteilskauf und Er-

klärungen über den Verzicht auf ein Vor-

kaufsrecht. 

 

Eine weitere Übersicht über die russische 

GmbH finden Sie in unserem Leitfaden, 

den Sie unter www.bbpartners.ru herun-

terladen können. 

 

 

http://www.bbpartners.ru/
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Steuerliche Fragen beim Unterneh-
menskauf 

Das russische Steuerrecht ist relativ jung 

im Vergleich zum europäischen Steuer-

recht. Ende der 90er Jahre wurde in 

Russland eine große Steuerreform einge-

leitet - bis heute kommt es häufig zu fun-

damentalen Änderungen im Steuerbe-

reich. Das russische Steuerrecht ist ein-

heitlich im Steuergesetzbuch („Steu-

erGB“) geregelt.  

 

Einen genaueren Überblick zum russi-

schen Steuerrecht finden Sie in unserem 

Leitfaden zum russischen Steuerrecht, 

den Sie unter www.bbpartners.ru herun-

terladen können. 

 

 

Gewinnsteuer 

Der deutschen Körperschaftssteuer ähn-

lich regelt die russische Gewinnsteuer 

(„GewSt“) vor allem die Besteuerung des 

Einkommens juristischer Personen. Der 

allgemeine Steuersatz beträgt 20 %. 

Sondersteuersätze gelten für Dividenden  

sowie für Einkünfte aus dem Verkauf von 

Anteilen an russischen Unternehmen (un-

ter bestimmten Voraussetzungen 0 %; 

gilt für ab 1. Januar 2011 erworbene An-

teile) usw. 

 

Steuerpflichtige der GewSt sind russische 

Gesellschaften sowie ausländische Unter-

nehmen, die ihre Tätigkeit in Russland 

durch Betriebsstätten ausüben und/oder 

Einkünfte aus russischen Quellen bezie-

hen. Steuergegenstand der GewSt ist der 

vom Unternehmen erzielte Gewinn. Ge-

winne russischer Unternehmen sind alle 

steuerpflichtigen Einkünfte abzüglich der 

abzugsfähigen Kosten. Für ausländische 

Unternehmen, die über Betriebsstätten in 

Russland tätig sind, gelten die durch die-

se Betriebsstätten erzielten steuerpflich-

tigen Einkünfte abzüglich der abzugsfähi-

gen Kosten als Gewinn. Für andere aus-

ländische Unternehmen gelten alle steu-

erpflichtigen Einkünfte als Gewinn, die 

diese aus russischen Quellen erzielen. 

 

Das SteuerGB legt abschließend fest, 

welche Einkünfte bei der Bestimmung der 

Bemessungsgrundlage nicht berücksich-

tigt werden. Hierunter fallen u.a.: 

 

 Vorschüsse; 

 

 Einlagen in das Stammkapital; 

 

 Vermögen, Vermögens- und andere 

Rechte in Höhe ihres Geldwertes, 

die zur Erhöhung der Reinaktiva 

durch seine Gesellschafter an ihr 

Unternehmen übertragen werden; 

 

 Vermögen, das an einen Kommissi-

onär, einen Agenten oder einen an-

deren Bevollmächtigten im Zusam-

menhang mit der Ausführung von 

Verpflichtungen aus einem Kommis-

sions-, Agenten- oder einem ähnli-

chen Vertrag übergeben wird; 

 

 Geldmittel oder anderes Vermögen, 

die im Rahmen von Kredit- oder An-

leiheverträgen in Empfang genom-

men wurden sowie Geldmittel oder 

anderes Vermögen, die durch Erfül-

lung solcher Verpflichtungen über-

geben wurden; 

 

http://www.bbpartners.ru/
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 Vermögen, das russische Unter-

nehmen unentgeltlich erhalten: 

 

a. Von Unternehmen, wenn das 

Stammkapital der empfangenden bzw. 

übergebenden Partei zu mehr als 50 % 

aus einer Einlage des übergebenden bzw. 

empfangenen Unternehmens besteht; 

 

b. Von natürlichen Personen, wenn 

das Stammkapital der empfangenden 

Partei zu mehr als 50 % aus einer Einlage 

dieser natürlichen Person besteht. 

 

Der GewSt unterliegen auch ausländische 

Unternehmen, wenn sie Betriebsstätten in 

Russland begründen oder Einkünfte aus 

russischen Quellen beziehen. Bei auslän-

dischen Unternehmen, die Einkünfte in 

Russland erzielen, die nicht mit einer Be-

triebsstätte verbunden sind, sollte immer 

geprüft werden, ob es sich dabei um in 

Russland steuerpflichtige Quelleneinkünf-

te handelt. Zu solchen Einkünften gehö-

ren u.a.: 

 

 Dividenden, wenn ein ausländisches 

Unternehmen an russischen Unter-

nehmen beteiligt ist; 

 

 Einkünfte aus staatlichen und kom-

munalen Emissionswertpapieren, 

deren Ausgabe- und Umlaufbedin-

gungen den Erhalt von Einkünften 

in Form von Zinsen vorsehen; 

 

 Einkünfte aus der Ausschüttung von 

Gewinn oder Vermögen von Unter-

nehmen, anderen Personen oder ih-

rer Vereinigungen zugunsten eines 

ausländischen Unternehmens u.a.; 

 

 Lizenzgebühren russischer Lizenz-

nehmern; 

 

 Einkünfte aus der Vermietung oder 

Untervermietung von in Russland 

genutztem Vermögen, einschließlich 

von Einkünften aus Leasingverträ-

gen; 

 

 Strafen und Verzugszinsen für Ver-

stöße gegen vertragliche Verpflich-

tungen durch russische Personen, 

Staatsorgane und/oder Exekutivor-

gane der kommunalen Selbstver-

waltung; 

 

 Einkünfte aus dem Verkauf von Ak-

tien bzw. Anteilen an russischen Un-

ternehmen, deren Aktiva zu mehr 

als 50 % aus in Russland befindli-

chen Immobilien bestehen, sowie 

von Finanzinstrumenten, die von 

solchen Aktien bzw. Anteilen abge-

leitet sind; 

 

 Einkünfte aus dem Verkauf von in 

Russland befindlichen Immobilien. 

 

Die GewSt auf Einkünfte ausländischer 

Organisationen aus russischen Quellen 

wird durch den die Einkünfte abführenden 

Steueragenten berechnet und abgezogen, 

d.h. durch eine russische Gesellschaft 

oder ein ausländisches Unternehmen, das 

über eine Betriebsstätte in Russland tätig 

ist. Dabei sind die entsprechenden DBA-

Vorschriften zu berücksichtigen, da diese 

ermäßigte Steuersätze oder Steuerbefrei-

ungen vorsehen können. 

 

Für die Anwendung von DBA-Befreiungen 

bzw. -Vergünstigungen ist dem Steuer-
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agenten eine aktuelle steuerliche Ansäs-

sigkeitsbescheinigung des jeweiligen Lan-

des vorzulegen (in der Regel beglaubigt 

und mit Apostille versehen und ins Russi-

sche übersetzt). 

 

Nach dem deutsch-russischen DBA wer-

den einer deutschen Gesellschaft ausge-

zahlte Dividenden russischer Unterneh-

men mit einem Steuersatz von 5 % an 

der Quelle versteuert, wenn der Anteil 

der deutschen Gesellschaft am russischen 

Unternehmen mindestens 10 % und min-

destens EUR 80.000,- beträgt. Lizenzge-

bühren und Zinsen russischer Unterneh-

men, die an in Deutschland ansässige 

Personen ausgezahlt werden, sind nach 

DBA nicht zu versteuern. 

 

 

Mehrwertsteuer 

Bei der russischen Mehrwertsteuer 

(„MwSt“) handelt es sich um eine der 

deutschen Umsatzsteuer ähnlichen All-

phasen-MwSt. mit Vorsteuerabzug. Der 

Vorsteuerabzug sieht auch im russischen 

SteuerGB vor, dass Unternehmen, die 

Leistungen von anderen Unternehmen 

beziehen, die insoweit anteilig zu zahlen-

de MwSt von der MwSt-

Bemessungsgrundlage abziehen können. 

Allerdings bestehen bei der Geltendma-

chung der Vorsteuer gegenüber den rus-

sischen Steuerbehörden in der Praxis 

häufig erhebliche Probleme. 

 

Art. 149 SteuerGB regelt abschließend 

diejenigen Umsätze, die nicht mehrwert-

steuerpflichtig sind. Hierzu zählt u.a.  

 

 die Vermietung von Räumlichkeiten 

an ausländische Unternehmen, die 

in Russland akkreditiert sind; 

 

 die Veräußerung von GmbH-

Anteilen, Wertpapieren und Grund-

stücken usw. 
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Rechtsanwalt  
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E-Mail:  
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Tel.: +7 (965) 106 56 11  

 
 

 

 

 

 

Ekaterina Kabanova 

Juristin 

E-Mail:  

ekaterina.kabanova@bbpartners.de  

Tel.: +7 (495) 662 33 65 
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Valeria Khmelevskaya 

Juristin und Steuerberaterin 

Partnerin 

E-Mail:  

valeria.khmelevskaya@bbpartners.de 

Tel.: +7 (495) 662 33 65 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweis:  

Dieser Leitfaden stellt nur einen allgemeinen Überblick 

dar und ersetzt nicht die Beratung im Einzelfall. Eine 

Haftung für den Inhalt ist vollständig ausgeschlossen. 
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